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(2) auf dem daraus folgenden Fehlen einer klaren Unter­
scheidung zwischen Durchsetzungsmaßnahmen im eigentli­
chen Sinne (d. h. der Anwendung von Zwangsmaßnahmen, 
um die Einhaltung des Rechts zu erzwingen) und der Anwen­
dung von Gewalt zur Verwirklichung eigener Interessen;

(3) auf dem Recht zur Anwendung von. Gewalt ohne die 
vorherige Feststellung durch eine internationale Behörde, ob 
die Rechte des Staates, der zur Anwendung von Gewalt greift, 
wirklich verletzt worden sind;

(4) auf dem Fehlen jeglicher Rechtsbeziehungen (solida­
rity-link) zwischen der verletzten Partei und einem dritten 
Staat, aufgrund deren dieser berechtigt wäre, zum Schutz des 
Rechts des verletzten Staates zu intervenieren; Völkerrechts­
verletzungen blieben eine ,private’ Angelegenheit zwischen 
dem Rechtsverletzer und dem verletzten Staat...;

(5) auf dem Fehlen jeglicher internationalen Organisation, 
die fähig gewesen wäre, zumindest die Gewaltanwendung 
durch einzelne Staaten zu koordinieren ..

Demgegenüber kam nach dem zweiten Weltkrieg ein Kon­
sens zustande, „daß Frieden künftighin das vorrangige Ziel 
aller Mitglieder der internationalen Gemeinschaft sein sollte. 
Demzufolge stimmten die Staaten darin überein, daß die Auf­
rechterhaltung des Friedens eine öffentliche Angelegenheit 
werden sollte, d. h. eine Sache, die alle angeht, und daß es 
keinem Land gestattet werden sollte, die friedlichen Bezie­
hungen zu verletzen oder auch nur zu gefährden. Die sich dar­
aus ergebende Rechtslage ist folgende:

(1) Das früher ungehemmte Recht zur Anwendung von Ge­
walt wurde beseitigt; jede Gewaltanwendung, ausgenommen 
Selbstverteidigung, ist absolut verboten....

(2) Es gibt eine internationale Organisation, die UNO, die 
theoretisch nicht nur mit der kollektiven Verantwortung aus­
gestattet ist, in extremen Fällen die Einhaltung des Rechts zu 
erzwingen (d. h. wenn Völkerrechtsverletzungen die friedli­
chen Beziehungen gefährden), sondern auch im allgemeinen 
den Frieden zu gewährleisten. ... Schwere Völkerrechtsver­
letzungen sind zu .öffentlichen1 Angelegenheiten geworden, 
die die ganze internationale Gemeinschaft betreffen.

(3) Theoretisch hat die UNO ein Monopol zur Anwendung 
von Gewalt, um in den genannten extremen Fällen militärisch 
zu intervenieren.

(4) Wenn Völkerrechtsverletzungen vorliegen, die nicht 
zur Kategorie .bewaffneter Angriff“ gehören, sind die Staaten 
nicht berechtigt, mit Gewalt zu reagieren. Selbsthilfe, ob­
gleich noch zulässig, muß sich auf friedliche Reaktionen ge­
genüber der völkerrechtswidrigen Handlung beschränken.

(5) Selbst friedlichen Sanktionen muß der Versuch einer 
Konfliktlösung durch friedliche Mittel vorausgehen. ...

(6) Es hat sich eine deutliche Unterscheidung entwickelt 
zwischen Zwangs- und anderen Durchsetzungsmaßnahmen, 
die rechtmäßig sind, und anderen Fällen der Anwendung oder 
Androhung von (militärischer oder ökonomischer) Gewalt, 
die unrechtmäßig sind.“

Leider sei — meint Cassese — das Instrumentarium zur 
Durchsetzung dieser Konzeption noch rudimentär, und ihre 
Anwendung werde durch die unterschiedliche Auffassung der 
Staaten über die genaue Bestimmung der Grenzen zwischen 
rechtmäßiger und unrechtmäßiger Gewaltanwendung behin­
dert.

Casseses Konzeption vom Nebeneinanderbestehen 
zweier Völkerrechtsmodelle

Cassese beschreibt sodann viele der neueren normativen Ent­
wicklungen, die auf der Grundlage dieser Konzeption mög­
lich wurden, so beispielsweise die Regeln zum humanitären 
Völkerrecht (S. 253 ff.), zum Schutz der Menschenrechte 
(S. 287 ff.), zu den internationalen ökonomischen Beziehungen 
(S. 317 ff.), zum Recht auf Entwicklung (S. 351 ff.). Sein Buch 
ist deshalb so interessant und so aktuell, weil er durchaus die 
unterschiedlichen Kräfte und Interessen zeigt, die in den in­
ternationalen Beziehungen wirksam werden. Sie werden mit 
all ihrer Unterschiedlichkeit jedoch als Teil e i n e r  Welt ver­
standen, für deren Erhaltung und Entwicklung eine völker­
rechtliche Friedensordnung notwendig ist. Die grundlegenden 
Prinzipien für eine solche Friedensordnung wurden nach dem 
zweiten Weltkrieg im System der UN-Charta verankert, und 
„Völkerrecht in einer geteilten Welt“ ist deshalb als e i n e  
Völkerrechtsordnung in e i n e r  Welt mit unterschiedlichen 
Staaten zu verstehen.

In seinem Bemühen, ein realistisches Bild des gegenwär­
tigen Völkerrechts zu zeichnen und nicht über die schwerwie­
genden Völkerrechtsverletzungen, hinwegzureden, versucht 
Cassese, die Unvollkommenheit der Durchsetzung einzelner 
Elemente der universellen Völkerrechtsordnung und Rück­
fälle in Großmachtpolitik mit dem Nebeneinanderbestehen

„alten“ und „neuen“ Völkerrechts zu erklären (S. 396 f.). 
Einige der grundlegenden Prinzipien, besonders das Prinzip 
der Souveränität und Nichtintervention, werden als Ausdruck 
des „westfälischen Modells“ verstanden (womit deren quali­
tative Umgestaltung im gegenwärtigen Völkerrecht verloren­
geht). Die anderen Prinzipien dagegen verkörpern die neue 
Entwicklung (S. 143, 163).. Die weniger kontroversen Prinzi­
pien seien gerade diejenigen, die aus dem „westfälischen Mo­
dell“ stammen, während die Prinzipien des „UN-Charta- 
Modells“ (wovon eben souveräne Gleichheit und Interven­
tionsverbot gerade nicht ausgenommen werden können) 
relativ schwächer seien, sei es, weil einige Teile der interna­
tionalen Gemeinschaft sie nur zögernd akzeptieren, oder sei 
es, weil sie unscharf formuliert sind. Infolgedessen würden 
im Falle eines Konflikts die Prinzipien des alten Modells die 
Tendenz haben, Prinzipien des neuen Modells zu verdrän­
gen.

Mit dieser Konzeption wird aber der innere Zusammen­
hang des Prinzipiensystems des gegenwärtigen Völkerrechts 
aufgegeben, auf den sowohl in der Prinzipiendeklaration der 
Vereinten Nationen als auch in der KSZE-Schlußakte von 
Helsinki ausdrücklich verwiesen wird.21

Im Grunde koexistieren bei Cassese in der gegenwärtigen 
internationalen Gemeinschaft die beiden Völkerrechtsmo­
delle. Noch ist es dem neuen Modell nicht gelungen, das alte 
völlig zu ersetzen. Es kommt immer wieder an die Oberflä­
che, „einfach deshalb, weil die grundlegende Struktur der 
internationalen Gemeinschaft unverändert geblieben ist“ 
(S. 401). Weil sie immer noch aus souveränen Staaten besteht, 
„erklärt sich, warum so viele Elemente des traditionellen Völ­
kerrechts immer noch überleben“ (S. 407).

Angesichts der im wesentlichen zutreffenden Beschreibung 
des prinzipiellen, d. h. qualitativen Unterschieds zwischen dem 
bürgerlichen Völkerrecht und dem gegenwärtigen Völkerrecht 
erscheint Casseses Vorstellung vom Nebeneinanderbestehen 
zweier Völkerrechtsmodelle oder -Ordnungen (bzw. Teilen 
davon) nicht nur als Inkonsequenz, sondern geradezu als 
Rücknahme seiner richtigen Grundposition. Schließlich hat 
Cassese selbst überzeugend dargestellt, daß die Überwindung 
der exklusiven, absoluten Souveränitätskonzeption der „zivi­
lisierten“ Kolonialmächte durch das Prinzip der souveränen 
Gleichheit nicht einfach als Fortbestand oder Überleben des 
Prinzips der Souveränität interpretiert werden kann. Dazu 
paßt weder die Hinwendung zur Universalität des Völker­
rechts, d. h. Zerfall der Exklusivität, noch die Einbindung des 
Prinzips der Souveränität in das System zwingender Völker­
rechtsnormen, d. h. Auflösung seines absoluten Charakters. 
Und schon gar nicht paßt in dieses Bild die Wandlung von der 
Sanktionierung der Macht zur Bindung der Macht an die 
Durchsetzung des Rechts.22 * Die Ersetzung des ius ad bellum 
durch das Gewaltverbot und die Pflicht zur friedlichen Zu­
sammenarbeit läuft geradezu auf eine Umkehrung des Sou­
veränitätsinhalts von Hegemonie auf Kooperation hinaus.

Der Bruch in Casseses Konzeption ist nahezu unverständ­
lich. Er ist offenbar eine Folge der Übernahme von im We­
sten üblichen Antisouveränitätsformeln. Sie beruhen jedoch 
auf überholten Vorstellungen bürgerlicher Souveränitätstheo­
rien und negieren den kooperativen, an das Gewaltverbot ge­
bundenen Inhalt des Prinzips der souveränen Gleichheit.

Das „westfälische Modell“ und das „UN-Charta-Modell“ 
sind keine sich ergänzenden, sondern einander ausschließende 
Systeme (was natürlich die historische Kontinuität des Völ­
kerrechts nicht berührt). Zu Recht hat deshalb der IGH Rück­
fälle in die imperialistische Gewaltpolitik (wie im Fall der 
militärischen und paramilitärischen Aktivitäten der USA ge­
gen Nikaragua) nicht anhand von angeblich fortbestehenden 
Elementen des bürgerlichen Völkerrechts zu rechtfertigen ver­
sucht, sondern als Verletzungen des gegenwärtigen allgemei­
nen Völkerrechts verurteilt. Er hat damit nachdrücklich un­
terstrichen, daß es in dieser geteilten Welt eben nur e i n Völ­
kerrecht gibt, um dessen Durchsetzung und Weiterentwicklung 
es geht.

21 Vgl. dazu B. Graefrath, „Deklaration über die grundlegenden Völ­
kerrechtsprinzipien“, Deutsche Außenpolitik 1971, Heft 3, S. 476 ff.

22 Vgl. dazu G. I. Tunkin, Recht und Gewalt im internationalen Sy­
stem, a. a. O.
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